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444. Bundesverfassungsgesetz vom 10. Juli
1974, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz
in der Fassung von 1929 geändert wird (Bun-

des-Verfassungsgesetznovelle 1974)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929 wird wie folgt geändert:

1. Art. 7 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Den öffentlichen Bediensteten, einschließ-

lich der Angehörigen des Bundesheeres, ist die
ungeschmälerte Ausübung ihrer politischen
Rechte gewährleistet."

2. Art. 10 Abs. 1 Z. 9 hat zu lauten:

„9. Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen
und der Luftfahrt sowie der Schiffahrt, soweit
diese nicht unter Artikel 11 fällt; Kraftfahr-
wesen; Angelegenheiten der wegen ihrer Bedeu-
tung für den Durchzugsverkehr durch Bundes-
gesetz als Bundesstraßen erklärten Straßenzüge
außer der Straßenpolizei; Strom- und Schiffahrts-
polizei, soweit sie nicht unter Artikel 11 fällt;
Post- und Fernmeldewesen;"

3. Art. 10 Abs. 1 Z. 11 hat zu lauten:

„11. Arbeitsrecht, soweit es nicht unter
Artikel 12 fällt; Sozial- und Vertragsver-
sicherungswesen; Kammern für Arbeiter und
Angestellte, mit Ausnahme solcher auf land- und
forstwirtschaftlichem Gebiet;"

4. Art. 10 Abs. 1 Z. 13 hat zu lauten:

„13. wissenschaftlicher und fachtechnischer
Archiv- und Bibliotheksdienst; Angelegenheiten
der künstlerischen und wissenschaftlichen Samm-
lungen und Einrichtungen des Bundes; alle
Angelegenheiten der Bundestheater, worin jedoch
die Bestimmung der Baulinie und des Niveaus
sowie die baubehördliche Behandlung von Her-
stellungen, die das äußere Ansehen der Theater-

gebäude betreffen, nicht inbegriffen sind; Denk-
malschutz; Angelegenheiten des Kultus; Volks-
zählungswesen sowie — unter Wahrung des
Rechtes der Länder, im eigenen Land jegliche
Statistik zu betreiben — sonstige Statistik, soweit
sie nicht nur den Interessen eines einzelnen Lan-
des dient; Stiftungs- und Fondswesen, soweit es
sich um Stiftungen und Fonds handelt, die nach
ihren Zwecken über den Interessenbereich eines
Landes hinausgehen und nicht schon bisher von
den Ländern autonom verwaltet wurden;"

5. Art. 10 Abs, 1 Z. 16 hat zu lauten:
„16. Einrichtung der Bundesbehörden und

sonstigen Bundesämter; Dienstrecht und Per-
sonalvertretungsrecht der Bundesbediensteten;"

6. Der erste Satz des Art. 10 Abs. 2 hat zu
lauten:

„In Bundesgesetzen über das bäuerliche An-
erbenrecht sowie in den nach Absatz 1 Z. 10
ergehenden Bundesgesetzen kann die Landes-
gesetzgebung ermächtigt werden, zu genau zu
bezeichnenden einzelnen Bestimmungen Aus-
führungsbestimmungen zu erlassen."

7. Dem Art. 10 wird folgender Abs. 3 ange-
fügt:

„(3) Bevor der Bund Staatsverträge, die Durch-
führungsmaßnahmen im Sinne des Artikels 16
erforderlich machen oder die den selbständigen
Wirkungsbereich der Länder in anderer Weise
berühren, abschließt, hat er den Ländern
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben."

8. Im Art. 11 Abs. 1 wird in der Z. 5 der
Punkt nach dem Wort „Assanierung" durch
einen Strichpunkt ersetzt und als Z. 6 folgende
Bestimmung angefügt:

„6. Binnenschiffahrt hinsichtlich der Schiff-
fahrtskonzessionen, Schiffahrtsanlagen und
Zwangsrechte an solchen Anlagen, soweit sie sich
nicht auf die Donau, den Bodensee, den Neu-
siedlersee und auf Grenzstrecken sonstiger Grenz-
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gewässer bezieht; Strom- und Schiffahrtspolizei
auf Binnengewässern mit Ausnahme der Donau,
des Bodensees, des Neusiedlersees und der Grenz-
strecken sonstiger Grenzgewässer."

9. Art. 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Soweit ein Bedürfnis nach Erlassung ein-
heitlicher Vorschriften als vorhanden erachtet
wird, werden das Verwaltungsverfahren, die all-
gemeinen Bestimmungen des Verwaltungsstraf-
rechtes, das Verwaltungsstrafverfahren und die
Verwaltungsvollstreckung auch in den Angelegen-
heiten, in denen die Gesetzgebung den Ländern
zusteht, insbesondere auch in den Angelegen-
heiten des Abgabenwesens, durch Bundesgesetz
geregelt; abweichende Regelungen können in den
die einzelnen Gebiete der Verwaltung regelnden
Bundes- oder Landesgesetzen nur dann getroffen
werden, wenn sie zur Regelung des Gegenstandes
erforderlich sind."

10. Im Art. 11 Abs. 3 hat der letzte Satz zu
lauten:
„Die Art der Kundmachung von Durchführungs-
verordnungen, zu deren Erlassung die Länder
in den Angelegenheiten des Absatzes 1 Z. 4 und 6
bundesgesetzlich ermächtigt werden, kann durch
Bundesgesetz geregelt werden,"

11. a) Art. 12 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Bundessache ist die Gesetzgebung über die
Grundsätze, Landessache die Erlassung von Aus-
führungsgesetzen und die Vollziehung in fol-
genden Angelegenheiten:

1. Armenwesen; Bevölkerungspolitik, soweit
sie nicht unter Artikel 10 fällt; Volkspflege-
stätten, Mutterschafts-, Säuglings- und Jugend-
fürsorge; Heil- und Pflegeanstalten, Kurorte-
wesen und natürliche Heil vorkommen;

2. öffentliche Einrichtungen zur außergericht-
lichen Vermittlung von Streitigkeiten;

3. Bodenreform, insbesondere agrarische
Operationen und Wiederbesiedelung;

4. Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und
Schädlinge;

5. Elektrizitätswesen, soweit es nicht unter
Artikel 10 fällt;

6. Arbeiterrecht sowie Arbeiter- und Ange-
stelltenschutz, soweit es sich um land- und forst-
wirtschaftliche Arbeiter und Angestellte handelt."

b) Im Art. 12 Abs. 2 hat der Klammerausdruck
„(Absatz 1, Z. 5)" zu entfallen.

12. Der erste Satz des Art. 14 Abs. 2 hat zu
lauten:

„Bundessache ist die Gesetzgebung, Landessache
die Vollziehung in den Angelegenheiten des
Dienstrechtes und des Personalvertretungsrechtes
der Lehrer für öffentliche Pflichtschulen, soweit
im Absatz 4 lit. a nicht anderes bestimmt ist."

13. Art. 14 Abs. 5 lit. c hat zu lauten:

„c) Dienstrecht und Personalvertretungsrecht
der Lehrer, Erzieher und Kindergärtne-
rinnen für die in lit, a und b genannten
öffentlichen Einrichtungen."

14. Art. 14 Abs. 9 hat zu lauten:

„(9) Auf dem Gebiet des Dienstrechtes der
Lehrer, Erzieher und Kindergärtnerinnen gelten
für die Verteilung der Zuständigkeiten zur
Gesetzgebung und Vollziehung hinsichtlich der
Dienstverhältnisse zum Bund, zu den Ländern,
zu den Gemeinden und zu den Gemeinde-
verbänden, soweit in den vorhergehenden Ab-
sätzen nicht anderes bestimmt ist, die diesbezüg-
lichen allgemeinen Regelungen der Artikel 10
und 21. Gleiches gilt für das Personalvertretungs-
recht der Lehrer, Erzieher und Kinder-
gärtnerinnen."

15. Art. 15 hat zu lauten:

„Artikel 15. (1) Soweit eine Angelegenheit
nicht ausdrücklich durch die Bundesverfassung
der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des
Bundes übertragen ist, verbleibt sie im selb-
ständigen Wirkungsbereich der Länder.

(2) In den Angelegenheiten der örtlichen
Sicherheitspolizei, das ist des Teiles der Sicher-
heitspolizei, der im ausschließlichen oder über-
wiegenden Interesse der in der Gemeinde ver-
körperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und
geeignet ist, durch die Gemeinschaft innerhalb
ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden, wie
die Wahrung des öffentlichen Anstandes und die
Abwehr ungebührlicherweise hervorgerufenen
störenden Lärmes, steht dem Bund die Befugnis
zu, die Führung dieser Angelegenheiten durch die
Gemeinde zu beaufsichtigen und wahrgenom-
mene Mängel durch Weisungen an den Landes-
hauptmann (Artikel 103) abzustellen. Zu diesem
Zweck können auch Inspektionsorgane des Bun-
des in die Gemeinde entsendet werden; hievon
ist in jedem einzelnen Fall der Landeshauptmann
zu verständigen.

(3) Die landesgesetzlichen Bestimmungen in
den Angelegenheiten des Theater- und Kino-
wesens sowie der öffentlichen Schaustellungen,
Darbietungen und Belustigungen haben für den
örtlichen Wirkungsbereich von Bundespolizei-
behörden diesen Behörden wenigstens die Über-
wachung der Veranstaltungen, soweit sie sich
nicht auf betriebstechnische, bau- und feuer-
polizeiliche Rücksichten erstreckt, und die Mit-
wirkung in erster Instanz bei Verleihung von
Berechtigungen, die in solchen Gesetzen vorge-
sehen werden, zu übertragen.

(4) Inwieweit Bundespolizeibehörden in ihrem
örtlichen Wirkungsbereich auf dem Gebiete der
Straßenpolizei mit Ausnahme der örtlichen
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Straßenpolizei (Artikel 118 Absatz 3 Z. 4) und
auf dem Gebiete der Strom- und Schiffahrts-
polizei auf Binnengewässern mit Ausnahme der
Donau, des Bodensees, des Neusiedlersees und
der Grenzstrecken sonstiger Grenzgewässer die
Vollziehung übertragen wird, wird durch über-
einstimmende Gesetze des Bundes und des
betreffenden Landes geregelt.

(5) Soweit Akte der Vollziehung in Bausachen
bundeseigene Gebäude betreffen, die öffentlichen
Zwecken, wie der Unterbringung von Behörden
und Ämtern des Bundes oder von öffentlichen
Anstalten — darunter auch Schulen und
Spitälern — oder der kasernenmäßigen Unter-
bringung von Heeresangehörigen oder sonstigen
Bundesbediensteten dienen, fallen diese Akte der
Vollziehung in die mittelbare Bundesverwaltung;
der Instanzenzug geht bis turn zuständigen
Bundesminister. Die Bestimmung der Baulinie
und des Niveaus fällt jedoch auch in diesen
Fällen in die Vollziehung des Landes.

(6) Soweit dem Bund bloß die Gesetzgebung
über die Grundsätze vorbehalten ist, obliegt
innerhalb des bundesgesetzlich festgelegten Rah-
mens die nähere Ausführung der Landesgesetz-
gebung. Das Bundesgesetz kann für die Erlassung
der Ausführungsgesetze eine Frist bestimmen,
die ohne Zustimmung des Bundesrates nicht
kürzer als sechs Monate und nicht länger als ein
Jahr sein darf. Wird diese Frist von einem Land
nicht eingehalten, so geht die Zuständigkeit zur
Erlassung des Ausführungsgesetzes für dieses
Land auf den Bund über. Sobald das Land das
Ausführungsgesetz erlassen hat, tritt das Aus-
führungsgesetz des Bundes außer Kraft. Sind
vom Bundesgesetzgeber keine Grundsätze aufge-
stellt, so kann die Landesgesetzgebung solche
Angelegenheiten frei regeln. Sobald der Bund
Grundsätze aufgestellt hat, sind die landesgesetz-
lichen Bestimmungen binnen der bundesgesetzlich
zu bestimmenden Frist dem Grundsatzgesetz
anzupassen.

(7) Wenn ein Akt der Vollziehung eines Landes
in den Angelegenheiten der Artikel 11,12 und 14
Absätze 2 und 3 für mehrere Länder wirksam
werden soll, so haben die beteiligten Länder
zunächst einvernehmlich vorzugehen. Wird ein
einvernehmlicher Bescheid nicht innerhalb von
sechs Monaten seit dem Anfall der Rechtssache
erlassen, geht die Zuständigkeit zu einem solchen
Akt auf Antrag eines Landes oder einer an der
Sache beteiligten Partei an den zuständigen
Bundesminister über. Das Nähere können die
nach den Artikeln 11, 12 und 14 Absätze 2
und 3 ergehenden Bundesgesetze regeln.

(8) In den Angelegenheiten, die nach Artikel 11
und 12 der Bundesgesetzgebung vorbehalten sind,
steht dem Bund das Recht zu, die Einhaltung
der von ihm erlassenen Vorschriften wahr-
zunehmen.

(9) Die Länder sind im Bereich ihrer Gesetz-
gebung befugt, die zur Regelung des Gegen-
standes erforderlichen Bestimmungen auch auf
dem Gebiet des Straf- und Zivilrechtes zu treffen.

(10) Landesgesetze, durch die die bestehende
Organisation der Behörden der allgemeinen
staatlichen Verwaltung in den Ländern geändert
oder neu geregelt wird, dürfen nur mit Zustim-
mung der Bundesregierung kundgemacht
werden."

16. Nach Art. 15 ist folgender Art. 15 a ein-
zufügen:

„Artikel 15 a. (1) Bund und Länder können
untereinander Vereinbarungen über Angelegen-
heiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schlie-
ßen. Der Abschluß solcher Vereinbarungen
namens des Bundes obliegt je nach dem Gegen-
stand der Bundesregierung oder den Bundes-
ministern. Vereinbarungen, die auch die Organe
der Bundesgesetzgebung binden sollen, dürfen
nur von der Bundesregierung mit Genehmigung
des Nationalrates abgeschlossen werden, wobei
Artikel 50 Absatz 3 auf solche Beschlüsse des
Nationalrates sinngemäß anzuwenden ist; sie sind
im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

(2) Vereinbarungen der Länder untereinander
können nur über Angelegenheiten ihres selb-
ständigen Wirkungsbereiches getroffen werden
und sind der Bundesregierung unverzüglich zur
Kenntnis zu bringen.

(3) Die Grundsätze des völkerrechtlichen Ver-
tragsrechtes sind auf Vereinbarungen im Sinne
des Absatzes 1 anzuwenden. Das gleiche gilt
auch für Vereinbarungen im Sinne des Absatzes, 2,
soweit nicht durch übereinstimmende Verfassungs-
gesetze der betreffenden Länder anderes
bestimmt ist."

17. Dem Art. 16 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Eine gemäß dieser Bestimmung vom Bund ge-
troffene Maßnahme, insbesondere ein solcherart
erlassenes Gesetz oder eine solcherart erlassene
Verordnung, tritt außer Kraft, sobald das Land
die erforderliche Maßnahme getroffen hat."

18. Art. 17 hat zu lauten:

„Artikel 17. Durch die Bestimmungen der
Artikel 10 bis 15 über die Zuständigkeit in
Gesetzgebung und Vollziehung wird die Stellung
des Bundes und der Länder als Träger von
Privatrechten in keiner Weise berührt."

19. Art. 21 hat zu lauten:

„Artikel 21. (1) Den Ländern obliegt die
Gesetzgebung und die Vollziehung in den Ange-
legenheiten des Dienstrechtes und des Personal-
vertretungsrechtes der Bediensteten der Länder,
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der Gemeinden und der Gemeindeverbände, soweit
für alle diese Angelegenheiten im Absatz 2 und
Artikel 14 Absatz 2 und Absatz 3 lit. d nicht
anderes bestimmt ist. Die in den Angelegenheiten
des Dienstrechtes erlassenen Gesetze und Ver-
ordnungen der Länder dürfen von den das
Dienstrecht regelnden Gesetzen und Verord-
nungen des Bundes nicht in einem Ausmaß ab-
weichen, daß der gemäß Absatz 4 vorgesehene
Wechsel des Dienstes wesentlich behindert wird.

(2) In den nach Absatz 1 auf dem Gebiete des
Dienstvertragsrechtes ergehenden Landesgesetzen
dürfen nur Regelungen über die Begründung und
Auflösung des Dienstverhältnisses sowie über die
sich aus diesem ergebenden Rechte und Pflichten
getroffen werden. Den Ländern obliegt die
Gesetzgebung und Vollziehung in den Angelegen-
heiten des Arbeitnehmerschutzes und der Per-
sonalvertretung, soweit die Bediensteten
(Absatz 1) nicht in Betrieben tätig sind. Soweit
nach diesem Absatz nicht die Zuständigkeit der
Lander gegeben ist, fallen die genannten Ange-
legenheiten in die Zuständigkeit des Bundes.

(3) Die Diensthoheit gegenüber den Bedien-
steten des Bundes wird von den obersten
Organen des Bundes, die Diensthoheit gegenüber
den Bediensteten der Länder von den obersten
Organen der Länder ausgeübt. Gegenüber den
beim Rechnungshof Bediensteten wird die
Diensthoheit des Bundes vom Präsidenten des
Rechnungshofes ausgeübt.

(4) Die Möglichkeit des Wechsels zwischen dem
Dienst beim Bund, den Ländern, den Gemeinden
und Gemeindeverbänden bleibt den öffentlichen
Bediensteten jederzeit gewahrt. Der Dienst-
wechsel wird im Einvernehmen der zur Aus-
übung der Diensthoheit berufenen Stellen voll-
zogen. Durch Buhdesgesetz können besondere
Einrichtungen zur Erleichterung des Dienst-
wechsels geschaffen werden.

(5) Amtstitel für die Organe des Bundes, der
Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände
können durch Bundesgesetz einheitlich fest-
gesetzt werden. Sie sind gesetzlich geschützt."

20. Art. 23 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Ein Bundesgesetz kann auch bestimmen,
inwieweit auf dem Gebiete des Post- und Fern-
meldewesens von den in den Absätzen 1 bis 3
festgelegten Grundsätzen abweichende Sonder-
bestimmungen gelten."

21. Art. 30 Abs. 4 und 5 haben zu lauten:

„(4) Die Ernennung der Bediensteten der Parla-
mentsdirektion steht dem Präsidenten des Natio-
nalrates zu. Ihm kommen auch alle übrigen Be-
fugnisse in Personalangelegenheiten dieser Bedien-
steten zu; er ist insoweit oberstes Verwaltungs-
organ und übt diese Befugnisse allein aus.

(5) Der Präsident des Nationalrates kann den
parlamentarischen Klubs zur Erfüllung parla-
mentarischer Aufgaben Bedienstete der Parla-
mentsdirektion zur Dienstleistung zuweisen."

22. Art. 54 hat zu lauten:

„Artikel 54. Der Nationalrat wirkt an der
Festsetzung von Eisenbahntarifen, Post- und
Fernmeldegebühren und Preisen der Monopol-
gegenstände sowie von Bezügen der in Betrieben
des Bundes ständig beschäftigten Personen mit.
Diese Mitwirkung wird durch Bundesverfassungs-
gesetz geregelt."

23. Im Art. 59 Abs. 2 hat der erste Satz zu
lauten:

„Öffentliche Bedienstete, einschließlich der
Angehörigen des Bundesheeres, bedürfen zur
Ausübung eines Mandates im Nationalrat oder
im Bundesrat keines Urlaubes."

24. Art. 65 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

„a) die Ernennung der Bundesbeamten, ein-
schließlich der Offiziere, und der sonstigen
Bundesfunktionäre, die Verleihung von
Amtstiteln an solche;"

25. Art. 66 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bundespräsident kann das ihm
zustehende Recht der Ernennung von Bundes-
beamten bestimmter Kategorien den zuständigen
Mitgliedern der Bundesregierung übertragen."

26. Art. 95 Abs. 5 hat zu lauten:
„(5) Öffentlichen Bediensteten, einschließlich

der Angehörigen des Bundesheeres, ist, im Falle
sie sich um ein Mandat in einem Landtage
bewerben oder zu Abgeordneten eines Land-
tages gewählt werden, die für die Bewerbung
um ein Landtagsmandat oder die Ausübung eines
solchen erforderliche freie Zeit zu gewähren. Das
Nähere bestimmen die Dienstvorschriften."

27. Art. 97 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Insoweit ein Landesgesetz bei der Voll-

ziehung die Mitwirkung von Bundesorganen vor-
sieht, muß hiezu die Zustimmung der Bundes-
regierung eingeholt werden. Die Zustimmung
gilt als gegeben, wenn die Bundesregierung nicht
binnen acht Wochen von dem Tage, an dem der
Gesetzesbeschluß beim Bundeskanzleramt einge-
langt ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt hat,
daß die Mitwirkung der Bundesorgane verwei-
gert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die
Kundmachung des Gesetzesbeschlusses nur
erfolgen, wenn die Bundesregierung ausdrücklich
zugestimmt hat."

28. Die Abs. 1 und 2 des Art. 98 haben zu
lauten:

„(1) Alle Gesetzesbeschlüsse der Landtage
sind unmittelbar nach der Beschlußfassung des
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Landtages vor ihrer Kundmachung vom Landes-
hauptmann dem Bundeskanzleramt bekannt-
zugeben.

(2) Wegen Gefährdung von Bundesinteressen
kann die Bundesregierung gegen den Gesetzes-
beschluß eines Landtages binnen acht Wochen
von dem Tag, an dem der Gesetzesbeschluß beim
Bundeskanzleramt eingelangt ist, einen mit
Gründen versehenen Einspruch erheben. In
diesem Fall darf der Gesetzesbeschluß nur kund-
gemacht werden, wenn ihn der Landtag bei
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
Mitglieder wiederholt."

29. Art. 102 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Im Bereich der Länder üben die Voll-
ziehung des Bundes, soweit nicht eigene Bundes-
behörden bestehen (unmittelbare Bundesverwal-
tung), der Landeshauptmann und die ihm unter-
stellten Landesbehörden aus (mittelbare Bundes-
verwaltung). Soweit in Angelegenheiten, die in
mittelbarer Bundesverwaltung besorgt werden,
Bundesbehörden, insbesondere Bundespolizei-
behörden, mit der Vollziehung betraut sind,
unterstehen diese Bundesbehörden in den
betreffenden Angelegenheiten dem Landeshaupt-
mann und sind an dessen Weisungen (Artikel 20
Absatz 1) gebunden; ob und inwieweit solche
Bundesbehörden mit Akten der Vollziehung
betraut werden, bestimmen die Bundesgesetze;
sie dürfen, soweit es sich nicht um die Betrauung
mit der Vollziehung von im Absatz 2 ange-
führten Angelegenheiten handelt, nur mit Zu-
stimmung der beteiligten Länder kundgemacht
werden."

30. Im Art. 102 Abs. 2 haben die Worte
„Ingenieur- und Ziviltechnikerwesen" und
„Bundesstraßen" zu entfallen.

31. Im Art. 102 Abs. 2 werden die Worte
„Arbeiterrecht, Arbeiter- und Angestellten-
schutz" durch das Wort „Arbeitsrecht" und die
Worte „Post-, Telegraphen- und Fernsprech-
wesen" durch die Worte „Post- und Fernmelde-
wesen" ersetzt.

32. Art. 103 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) In den Angelegenheiten der mittelbaren
Bundesverwaltung endet der administrative
Instanzenzug, sofern der Landeshauptmann als
Rechtsmittelbehörde zu entscheiden hat und nicht
durch Bundesgesetz ausnahmsweise auf Grund
der Bedeutung der Angelegenheit ausdrücklich
anderes bestimmt ist, beim Landeshauptmann;
steht die Entscheidung in erster Instanz dem
Landeshauptmann zu, so geht der Instanzenzug
in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundes-

verwaltung, wenn nicht bundesgesetzlich anderes
bestimmt ist, bis zum zuständigen Bundes-
minister."

33. Art. 107 wird aufgehoben.

34. Art. 109 hat zu lauten:

„Artikel 109. In den Angelegenheiten der
mittelbaren Bundesverwaltung geht der
Instanzenzug, soweit ein solcher nicht durch
Bundesgesetz ausgeschlossen ist, im Lande Wien
vom Magistrat als Bezirksverwaltungsbehörde
oder, soweit in erster Instanz Bundesbehörden
mit der Vollziehung betraut sind (Artikel 102
Absatz 1 zweiter Satz), von diesen an den Bürger-
meister als Landeshauptmann; im übrigen gilt
Artikel 103 Absatz 4."

35. Art. 120 hat zu lauten:

„Artikel 120. Die Zusammenfassung von Orts-
gemeinden zu Gebietsgemeinden, deren Einrich-
tung nach dem Muster der Selbstverwaltung
sowie die Festsetzung weiterer Grundsätze für
die Organisation der allgemeinen staatlichen Ver-
waltung in den Ländern ist Sache der Bundes-
verfassungsgesetzgebung; die Ausführung obliegt
der Landesgesetzgebung. Die Regelung der Zu-
ständigkeit in Angelegenheiten des Dienstrechtes
und des Personalvertretungsrechtes der Bedien-
steten der Gebietsgemeinden ist Sache der
Bundesverfassungsgesetzgebung."

36. Im Art. 131 Abs. 1 wird in der Z. 2 nach
dem Wort „können" der Punkt durch einen
Strichpunkt ersetzt und als Z. 3 folgende Bestim-
mung angefügt:

„3. in den Angelegenheiten des Artikels 15
Absatz 5 erster Satz die zuständige Landes-
regierung gegen Bescheide des zuständigen
Bundesministers."

37. Art. 133 Z. 2 wird aufgehoben.

38. Art. 138 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Verfassungsgerichtshof stellt weiters
auf Antrag der Bundesregierung oder einer
Landesregierung fest, ob ein Akt der Gesetz-
gebung oder Vollziehung in die Zuständigkeit
des Bundes oder der Länder fällt."

39. Nach Art. 138 ist folgender Art. 138 a
einzufügen:

„Artikel 138 a. (1) Auf Antrag der Bundes-
regierung oder einer beteiligten Landesregierung
stellt der Verfassungsgerichtshof fest, ob eine
Vereinbarung im Sinne des Artikels 15 a
Absatz 1 vorliegt und ob von einem Land oder
dem Bund die aus einer solchen Vereinbarung
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folgenden Verpflichtungen, soweit es sich nicht
um vermögensrechtliche Ansprüche handelt,
erfüllt worden sind.

(2) Wenn es in einer Vereinbarung im Sinne
des Artikels 15 a Absatz 2 vorgesehen ist, stellt
der Verfassungsgerichtshof ferner auf Antrag
einer beteiligten Landesregierung fest, ob eine
solche Vereinbarung vorliegt und ob die aus
einer solchen Vereinbarung folgenden Verpflich-
tungen, soweit es sich nicht um vermögensrecht-
liche Ansprüche handelt, erfüllt worden sind."

Artikel II

(Zu Artikel 17 B-VG)
Durch Artikel I Z. 18 wird die Einrichtung

von Monopolen durch die Bundesgesetzgebung
nicht berührt.

Artikel III
(Zu Artikel 10 Absatz 1 Z. 8 B-VG)

Zu den Angelegenheiten des Gewerbes im
Sinne des Artikels 10 Absatz 1 Z. 8 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
gehören nicht die Angelegenheiten des Berg- und
Schiführerwesens sowie die Privatzimmervermie-
tung, das ist die durch die gewöhnlichen Mit-
glieder des eigenen Hausstandes als häusliche
Nebenbeschäftigung ausgeübte Vermietung von
nicht mehr als zehn Fremdenbetten.

Artikel IV

(Zu Artikel 10 Absatz 1 Z. 9 und Artikel 11
Absatz 1 Z. 5 B-VG)

Durch Artikel 10 Absatz 1 Z. 9 und Artikel 11
Absatz 1 Z. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes
wird die Verfassungsbestimmung des § 1 des
Handelskammergesetzes, BGBl. Nr. 182/1946, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 183/
1934 nicht berührt.

Artikel V
(Zu Artikel 10 Absatz 1 Z. 11 B-VG)

(1) Die im § 1 Absätze 1 und 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes vom 2. Juni 1948, BGBl.
Nr. 139, betreffend die Zuständigkeit des Bundes
auf dem Gebiete des Arbeiterrechtes sowie des
Arbeiter- und Angestelltenschutzes und der
Berufsvertretung festgelegte Zuständigkeit des
Bundes in Gesetzgebung und Vollziehung für
Angelegenheiten der beruflichen Vertretung der
dort genannten Dienstnehmer bleibt unberührt.

(2) Der Kompetenztatbestand „Kammern für
Arbeiter und Angestellte, mit Ausnahme solcher
auf und- und forstwirtschaftlichem Gebiet" um-
faßt auch die in den Verfassungsbestimmungen
des § 5 Absatz 1 lit. d und e des Arbeiterkammer-
gesetzes, BGBl. Nr. 105/1954, bezeichneten

Dienstnehmer mit Ausnahme der in der Ver-
fassungsbestimmung des § 5 Absatz 2 lit. a dieses
Bundesgesetzes genannten Dienstnehmer.

Artikel VI

(Zu Artikel 103 Absatz 4 und Artikel 109 B-VG)

(1) In jenen in mittelbarer Bundesverwaltung
geführten Angelegenheiten, in denen der Landes-
hauptmann als Rechtsmittelbehörde zu ent-
scheiden hat, der Instanzenzug aber bis zum
zuständigen Bundesminister geht, bleibt die bis-
herige Rechtslage bis zum 1. Jänner 1977 auf-
recht. Dies gilt auch für die Angelegenheiten
der mittelbaren Bundesverwaltung im Lande
Wien, in denen der Instanzenzug vom Bürger-
meister als Landeshauptmann an den zustän-
digen Bundesminister geht. Bis dahin sind die
Regelungen über den Instanzenzug in Bundes-
gesetzen, die vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesverfassungsgesetzes erlassen wurden, dem
Artikel 103 Absatz 4 und dem Artikel 109 des
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung dieses
Bundesverfassungsgesetzes anzugleichen, und
zwar durch:

a) ausdrückliche Anordnung des Weiterlaufens
des Instanzenzuges bis zum zuständigen
Bundesminister, wenn dies in den Bundes-
gesetzen nicht ausdrücklich vorgesehen war
und es ausnahmsweise auf Grund der Be-
deutung der Angelegenheit gerechtfertigt
ist, oder

b) Aufhebung von Bestimmungen, die aus-
drücklich einen Instanzenzug bis zum
zuständigen Bundesminister vorsahen,
wenn eine solche Regelung auf Grund der
Bedeutung der Angelegenheit nicht gerecht-
fertigt ist;

diese Bundesgesetze sind mit 1. Jänner 1977 in
Kraft zu setzen.

(2) Für am 1. Jänner 1977 anhängige Rechts-
mittelverfahren gelten hinsichtlich der Regelung
des Instanzenzuges jene Bestimmungen, die bis zu
diesem Zeitpunkt in Kraft waren.

Artikel VII

Regelungen, durch die der Verkehr mit land-
und forstwirtschaftlichen Grundstücken im Inter-
esse der Erhaltung, Stärkung oder Schaffung eines
lebensfähigen Bauernstandes verwaltungsbehörd-
lichen Beschränkungen unterworfen wird, sind
der Landesgesetzgebung vorbehalten.

Artikel VIII

Maßnahmen zum Schutz gegen die unbefugte
Führung der von Ländern und Gemeinden ge-
schaffenen öffentlichen Wappen, Siegel, Titel und
Ehrenzeichen sowie zur Verfolgung von Ehren-
kränkungen sind in Gesetzgebung und Voll-
ziehung Landessache.
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Artikel IX

Die Verfassungsbestimmung des Artikels I des
Naturhöhlengesetzes, BGBl. Nr. 169/1928, tritt
außer Kraft. Durch Bundesgesetz kann jedoch
bestimmt werden, daß das bisherige „Speläo-
logische Institut" als Wasserbauliche Bundes-Ver-
suchsanstalt weiterzuführen ist.

Artikel X

Der § 3 des Übergangsgesetzes 1920 in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925
wird mit Ausnahme des ersten Satzes des Ab-
satzes 1 aufgehoben.

Die Absatzbezeichnung hat zu entfallen.

Artikel XI

(1) Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesverfassungsgesetzes geltenden
Rechtsvorschriften, die Angelegenheiten be-
treffen, für die die Zuständigkeit zur Gesetz-
gebung und Vollziehung durch dieses Bundes-
verfassungsgesetz neu geregelt wird, sind die
Bestimmungen der §§ 2, 4 Absatz 2, 5 und 6
des Obergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920 in
der Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925
sinngemäß anzuwenden.

(2) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesverfassungsgesetzes bestehende bundes-
gesetzliche Vorschriften in Angelegenheiten, die
gemäß Artikel 21 Absätze 1 und 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes in der Fassung dieses Bundes-
Verfassungsgesetzes in die Zuständigkeit der
Länder fallen, bleiben als Bundesgesetze so lange
in Kraft, bis die Länder gleichartige Bestim-
mungen erlassen haben.

Artikel XII

(1) Bis zu einer bundesverfassungsgesetzlichen
Neuordnung der Zuständigkeiten auf dem Ge-
biete des land- und forstwirtschaftlichen Schul-
wesens bleibt das Lehrerdienstrechts-Kompetenz-
gesetz, BGBl. Nr. 88/1948, soweit es gemäß
Artikel X des Bundesverfassungsgesetzes vom
18. Juli 1962, BGBl. Nr. 215, mit dem das
Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von
1929 hinsichtlich des Schulwesens abgeändert
wird, noch in Kraft steht, unberührt.

(2) Bis zu dem in Abs. 1 bezeichneten Zeit-
punkt ist in den Angelegenheiten des Personal-
vertretungsrechtes der in einem Dienstverhältnis
zu einem Lande stehenden Lehrer für öffentliche
land- und forstwirtschaftliche Berufs- und Fach-
schulen die Gesetzgebung Bundessache, die Voll-
ziehung Landessache. Die Absätze 3 und 4 des
Artikels 11 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 gelten sinngemäß.

Artikel XIII

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten eines
Bundesgesetzes, das im Sinne des Artikels 10
Absatz 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung dieses Bundesverfassungsgesetzes die
Länder in Angelegenheiten des bäuerlichen
Anerbenrechtes ermächtigt, zu genau zu bezeich-
nenden einzelnen Bestimmungen Ausführungs-
bestimmungen zu erlassen, tritt die Bezeichnung
„(Verfassungsbestimmung)" in § 21 des Anerben-
gesetzes, BGBl. Nr. 106/1958, außer Kraft. Der
Erlassung eines solchen Bundesgesetzes steht die
Verfassungsbestimmung in § 21 des Anerben-
gesetzes nicht entgegen.

Artikel XIV
(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit

1. Jänner 1975 in Kraft.
(2) Die zur Durchführung dieses Bundes-

Verfassungsgesetzes erforderlichen Bundesgesetze
können ab dem der Kundmachung dieses Bundes-
verfassungsgesetzes folgenden Tag erlassen
werden, treten aber frühestens gleichzeitig mit
diesem in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
verfassungsgesetzes ist die Bundesregierung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Häuser Bielka Moser
Androsch Leodolter Staribacher Rösch
Broda Lütgendorf Weihs Sinowatz

Lanc Firnberg

4 4 5 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 11. Juni
1974 über die Studienordnung für den Stu-
dienversuch Betriebs- und Verwaltungsinfor-

matik
Auf Grund des § 19 des Bundesgesetzes vom

30. Juni 1971, BGBL Nr. 326, über geistes-
wissenschaftliche und naturwissenschaftliche
Studienrichtungen in Verbindung mit den Be-
stimmungen des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 458/1972 wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst verordnet:

Einrichtung

§ 1. (1) Der Studienversuch Betriebs- und
Verwaltungsinformatik ist an der Sozial-, wirt-
schafts- und rechtswissenschaftlichen Fakultät der
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen-
schaften in Linz gemeinsam mit der Technisch-
naturwissenschaftlichen Fakultät der Hochschule
für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz
beginnend mit dem Studienjahr 1975/76 einzu-
richten.
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(2) Das Studium des Studienversuches Betriebs-
und Verwaltungsinformatik ist im Sinne der
Bestimmungen des § 1 des Allgemeinen Hoch-
schul-Studiengesetzes so zu gestalten, daß es der
wissenschaftlichen Berufsvorbildung auf dem Ge-
biet der Betriebs- und Verwaltungsinformatik
dient.

(3) Der Studienversuch Betriebs- und Verwal-
tungsinformatik umfaßt die Studienzweige Be-
triebsinformatik und Verwaltungsinformatik.

Studienabschnitte und Studiendauer

§ 2. (1) Das Studium des Studienversuches
Betriebs- und Verwaltungsinformatik besteht aus
zwei Studienabschnitten. In der Regel umfaßt
der erste Studienabschnitt vier, der zweite
Studien abschnitt fünf Semester, davon ein Praxis-
semester. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des
§ 5 Abs. 2 vorletzter Satz umfaßt jedoch der
erste Studienabschnitt drei Semester und der
zweite Studienabschnitt sechs Semester.

(2) Der erste Studienabschnitt hat vornehm-
lich die Aufgabe, in das Studium der Betriebs-
und Verwaltungsinformatik einzuführen und
seine Grundlagen zu erarbeiten.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient zur Ver-
tiefung und speziellen Ausbildung.

(4) Die zuständige akademische Behörde hat
auf Antrag des ordentlichen Hörers die Inskrip-
tion von einem Semester, höchstens aber von
zwei Semestern zu erlassen, wenn der ordentliche
Hörer die vorgesehenen Lehrveranstaltungen
innerhalb der verkürzten Studiendauer inskri-
biert und die Voraussetzungen für die Zulassung
zum zweiten Teil der zweiten Diplomprüfung
erfüllt. War der ordentliche Hörer im Hinblick
auf die Verkürzung der Studiendauer nicht in
der Lage, einzelne Lehrveranstaltungen ordnungs-
gemäß zu inskribieren, so ist die Inskription
derselben nachzusehen. Das Ausmaß dieser Lehr-
veranstaltungen darf die Hälfte der Stunden-
zahlen der in den beiden letzten Semestern zu
inskribierenden Lehrveranstaltungen nicht über-
steigen. Die vorgeschriebenen Prüfungen über
den Stoff dieser Lehrveranstaltungen sind jedoch
abzulegen.

(5) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(6) Die Mitglieder des Lehrkörpers haben im
Rahmen der festgesetzten Lehrverpflichtungen
oder Lehraufträge auf Grund der Studienpläne
ihre Lehrveranstaltungen so einzurichten und den
Lehrstoff so zu bemessen, daß die ordentlichen
Hörer innerhalb der vorgesehenen Studiendauer
ihre ordentlichen Studien abzuschließen ver-
mögen (§ 2 Abs. 1 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz).

Besondere Voraussetzungen

§ 3. Auf die Zulassung zum Studienversuch
Betriebs- und Verwaltungsinformatik sind die
Bestimmungen der Hochschulberechtigungsver-
ordnung, BGBl. Nr. 101/1968, über die Zulassung
zu den sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen
Studienrichtungen Und über die Zusatzprüfung
aus Mathematik für die Studienrichtungen nach
dem Bundesgesetz über technische Studienrich-
tungen, BGBl. Nr. 290/1969, anzuwenden.

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 4. (1) Im Studienversuch Betriebs- und Ver-
waltungsinformatik sind im ersten Studien-
abschnitt insgesamt 80 Wochenstunden, davon
nach Maßgabe des Studienplanes unter Berück-
sichtigung der vorhandenen Lehr- und For-
schungseinrichtungen mindestens 70 Wochen-
stunden aus den Pflichtfächern zu inskribieren.
Die Zahl der inskribierten Wochenstunden hat
in jedem Semester insgesamt mindestens 15 zu
betragen; bei Inskription von wenigstens
10 Wochenstunden kann aber die geringere Zahl
von Wochenstunden in einem Semester durch
Inskription einer größeren Zahl von Wochen-
stunden in einem anderen Setnester des ersten
Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
aus den folgenden Pflichtfächern mindestens zu
inskribieren:

(3) Die nach Inskription der Pflichtfächer
gemäß Abs. 2 auf die in Abs. 1 festgesetzte
Gesamtstundenzahl noch fehlende Zahl von
Wochenstunden ist durch die Inskription belie-
biger Lehrveranstaltungen ab Freifächer zu er-
füllen. Die im Studienplan empfohlenen Frei-
fächer sind besonders zu beachten.

Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 5. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
der ersten Diplomprüfung (§ 6 Abs. 2 lit. a) oder
zu einem Prüfungsteil einer solchen Teilprüfung
(§ 6 Abs. 4) setzt die gültige Inskription und
den Abschluß (Abs. 3) der den Stoff dieser
Prüfung betreffenden Lehrveranstaltungen vor-
aus.

(2) Die Zulassung zum abschließenden Teil
oder zur kommissionellen Ablegung der ersten
Diplomprüfung in zwei Teilen (§ 6 Abs. 2 lit. b)
setzt voraus:



125. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1974 — Nr. 445 2011

a) Die Inskription von vier, allenfalls von
drei (Abs. 2 vorletzter Satz) einrechen-
baren Semestern;

b) die gültige Inskription und den Abschluß
(Abs. 3) der die Prüfungsfächer umfassen-
den Lehrveranstaltungen;

c) den Nachweis der Kenntnis der englischen
Sprache im Ausmaß des Lehrplanes der
Handelsakademie oder einer allgemeinbil-
denden höheren Schule sowie den Nachweis
der Kenntnis des Rechnungswesens im Aus-
maß des Lehrplanes der Handelsakademie
oder des Abiturientenlehrganges der Han-
delsakademie. Soweit die ordentlichen
Hörer den Nachweis nicht durch eine posi-
tive Note im Reifezeugnis einer der er-
wähnten Schulen erbringen, sind gleich-
wertige Nachweise vorzulegen. Die Beur-
teilung der Gleichwertigkeit fällt; als
Studienangelegenheit gemäß § 30 Abs. 1
im Zusammenhalt mit § 26 Abs. 2 lit. m
des Hochschul-Organisationsgesetzes, BGBl.
Nr. 154/1955, in den autonomen Wirkungs-
bereich des Akademischen Senates der
Hochschule für Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften in Linz. Ordentliche Hörer,
welche die erwähnten Nachweise nicht
durch das Reifezeugnis einer der erwähnten
Schulen erbringen können, sind auf die
Möglichkeiten der Inskription von Lehr-
veranstaltungen aus der englischen Sprache
und dem Rechnungswesen als Freifächer
gemäß § 4 Abs. 3 hinzuweisen.

Der Kandidat ist jedoch bereits am Ende des
dritten in den ersten Studienabschnitt einrechen-
baren Semesters zur letzten Teilprüfung zuzu-
lassen, wenn er alle angeführten Voraussetzungen
erfüllt hat. Die Zulassung zum zweiten Teil der
ersten Diplomprüfung setzt überdies die erfolg-
reiche Ablegung des ersten Teiles voraus.

(3) Als Abschluß von Übungen, Proseminaren,
Seminaren, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien gilt die
positive Beurteilung der Teilnahme an diesen
Lehrveranstaltungen.

Erste Diplomprüfung

§ 6. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplom-
prüfung sind:

a) Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Ver-
waltungsbetriebslehre und Rechnungs-
wesen;

b) Organisationslehre, Managementlehre und
Entscheidungstheorie;

c) Mathematik;
d) Statistik;
e) Grundlagen der Informatik;
f) auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß § 4 Abs. 3 inskribierten
Freifächer.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:

1. Der erste Teil der kommissionellen Prü-
fung umfaßt mindestens die Hälfte der
Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung nach Wahl des Kandidaten. Die
übrigen Prüfungsfächer der ersten
Diplomprüfung sind im zweiten Teil der
kommissionellen Prüfung zu prüfen;

2. meldet sich der Kandidat nach dem ersten
Studienjahr zum ersten Teil der kom-
missionellen Prüfung, so umfaßt sie die-
jenigen Prüfungsfächer bzw. Prüfungs-
teile derselben, die den im ersten
Studienjahr inskribierten Lehrveranstal-
tungen entsprechen. Der zweite Teil der
kommissionellen Prüfung umfaßt die
übrigen Prüfungsfächer bzw. Prüfungs-
teile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen
(einer oder mehrerer Prüfungsteile), so hat sich
die kommissionelle Prüfung auf die restlichen
Prüfungsfächer (Prüfungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag
des Kandidaten die Teilprüfung in den einzelnen
Lehrveranstaltungen entsprechenden Prüfungs-
teilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg der
Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird (§ 5
Abs. 3). Prüfer sind die Vortragenden oder Leiter
der betreffenden Lehrveranstaltungen.

(5) Erfolgreich abgelegte Teilprüfungen oder
Prüfungsteile sind nicht anzuerkennen und müs-
sen für den Fall der Fortsetzung des Studiums
wiederholt werden, wenn seit der zuletzt abge-
legten Teilprüfung oder seit dem zuletzt abge-
legten Prüfungsteil mehr als drei Semester ver-
strichen sind. Wenn ein wichtiger Grund (§ 6
Abs. 5 lit. b letzter Satz Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz), eine Beurlaubung oder eine
Studienbehinderung (§ 8 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz) vorliegt, hat der Präses der zu-
ständigen Prüfungskommission diese Frist zu ver-
längern.

(6) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit
Erfolg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumin-
dest mit der Note „genügend" beurteilt wurde
(§ 29 Allgemeines Hochschul-Studiengesetz).
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(7) Nicht bestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 lit. a und Abs. 4)
dürfen nur dreimal, nicht bestandene kommis-
sionelle Prüfungen (Abs. 2 lit. b) nur zweimal
wiederholt werden (§ 30 Abs. 1 Allgemeines
Hochschul-Studiengesetz). Beantragt der Kandi-
dat die kommissionelle Abnahme der ersten
Diplomprüfung nach einmaliger erfolgloser Ab-
legung einer oder mehrerer Teilprüfungen (Prü-
fungsteile), so gilt die kommissionelle Prüfung
als erste Wiederholung; sie kann Im Falle eines
Mißerfolges noch zweimal wiederholt werden.
Hat der Kandidat eine oder mehrere Teil-
prüfungen (Prüfungsteile) schon zweimal erfolg-
los abgelegt, so gilt die kommissionelle Prüfung
als zweite Wiederholung und kann noch einmal
wiederholt werden. Hat der Kandidat eine oder
mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon
dreimal ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kommis-
sionelle Prüfung als Prüfung gemäß § 30 Abs. 5
des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes und
kann nicht mehr wiederholt werden. Die Be-
stimmung des § 30 Abs. 1 zweiter bis vierter
Satz des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
bleibt unberührt.

(8) Hat der Kandidat mehr als einen Prüfungs-
teil zunächst ohne Erfolg abgelegt, so ist die
letzte (dritte) zulässige Wiederholung dieser
Prüfungsteile gemeinsam als kommissionelle Prü-
fung vor einem Prüfungssenat abzulegen. Der
Prüfungssenat hat aus den Leitern der betref-
fenden Lehrveranstaltungen, mindestens aber aus
einem Vorsitzenden und zwei Prüfungskommis-
sären zu bestehen.

(9) Die erste Diplomprüfung ist mündlich ab-
zuhalten. Sind jedoch Rechen-, Konstruktions-
oder Programmieraufgaben zu lösen, so sind
diese schriftlich durchzuführen. Die Zulassung
zum mündlichen Prüfungsteil setzt die positive
Beurteilung des schriftlichen Teiles voraus.

(10) Wird die erste Diplomprüfung als kom-
missionelle Prüfung in zwei Teilen (Abs. 2 lit. b)
abgelegt, so ist sie, unbeschadet der Bestimmung
des Abs. 2 lit. b Z. 2 innerhalb einer Woche
abzuschließen (§ 24 Abs. 5 zweiter Satz Allge-
meines Hochschul-Studiengesetz).

(11) Wenn die erste Diplomprüfung nicht spä-
testens bis zum Ende des fünften Semesters
vollständig abgelegt wurde, sind weitere Semester
in den zweiten Studienabschnitt nicht einzu-
rechnen (§ 20 Abs. 3 Allgemeines Hochschul-
Studiengesetz). Bei Vorliegen wichtiger Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b Allgemeines Hochschul-Studien-
gesetz) kann jedoch die zuständige akademische
Behörde die Einrechnung weiterer Semester be-
willigen.

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 7. (1) Im zweiten Studienabschnitt sind ins-
;esamt 90 Wochenstunden, davon nach Maß-

gabe des Studienplanes unter Berücksichtigung
der vorhandenen Lehr- und Forschungseinrich-
tungen mindestens 72 Wochenstunden aus den
in Abs. 2 genannten Pflicht- und Wahlfächern
zu inskribieren. Die Zahl der inskribierten
Wochenstunden hat in jedem Semester minde-
stens 12 zu betragen; bei Inskription von wenig-
stens 8 Wochenstunden kann aber die geringere
Zahl von Wochenstunden in einem Semester
durch Inskription einer größeren Zahl von
Wochenstunden in einem anderen Semester des
zweiten Studienabschnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind in den Pflicht- und Wahlfächern eines der
beiden Studienzweige mindestens zu inskribieren:

(3) Die nach Inskription der Pflicht- und Wahl-
fächer gemäß Abs. 2 auf die in Abs. 1 festge-
setzte Gesamtstundenzahl noch fehlende Zahl
von Wochenstunden ist durch die Inskription
beliebiger Lehrveranstaltungen als Freifächer zu
erfüllen. Die im Studienplan empfohlenen Frei-
fächer sind besonders zu beachten.

Diplomarbeit

§ 8. (1) Der Kandidat hat durch selbständige
Bearbeitung eines Themas aus einem dem ge-
wählten Studienzweig des Studienversuches Be-
triebs- und Verwaltungsinformatik zugehörigen



125. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1974 — Nr. 445 2013

Fach den Erfolg der wissenschaftlichen Berufs-
vorbildung durch eine Diplomarbeit (§ 25 Abs. 1
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz) darzutun.

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema
der Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vor-
schlägen der ihrem Fach nach zuständigen Hoch-
schulprofessoren, Honorarprofessoren und Hoch-
schuldozenten nach Maßgabe der Bestimmungen
des § 25 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes auszuwählen. Dem Angehörigen
des Lehrkörpers, der das Thema der Diplom-
arbeit vorgeschlagen hat, obliegt auch die Be-
treuung des Kandidaten bei der Ausarbeitung
der Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung.

(3) Das Thema der Diplomarbeit ist auf Antrag
des ordentlichen Hörers spätestens in den letzten
zwei Wochen des drittletzten in die Studien-
dauer einrechenbaren Semesters zu vergeben.

(4) Die Diplomarbeit ist je nach Eigenart des
Themas und unter Berücksichtigung des Ausbil-
dungszieles (§ 1 Abs. 2) als Hausarbeit oder als
Institutsarbeit durchzuführen. Die Art der
Durchführung ist gleichzeitig mit dem Thema
vorzuschlagen (Abs. 2).

(5) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungs-
kommission zur Abhaltung der zweiten Diplom-
prüfung einzureichen.

(6) Die Diplomarbeit ist innerhalb eines ange-
messenen Zeitraumes zu begutachten. Hiebei sind
die Bestimmungen des § 2 Abs. 1, 4 und 6 zu
berücksichtigen.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 9. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
des ersten Teiles der zweiten Diplomprüfung
(§10 Abs. 3) oder zu einem Prüfungsteil einer
solchen Teilprüfung (§ 10 Abs. 4) setzt die
gültige Inskription und den Abschluß der den
Stoff dieser Prüfung betreffenden Lehrveranstal-
tungen voraus.

(2) Die Zulassung zur kommissionellen Able-
gung des ersten Teiles der zweiten Diplomprü-
fung bzw. zum zweiten Teil der zweiten Diplom-
prüfung setzt voraus:

a) die erfolgreiche Ablegung der ersten
Diplomprüfung;

b) unbeschadet der Bestimmung des § 2 Abs. 4
die Inskription von neun einrechenbaren
Semestern, davon die Absolvierung des
Praxissemesters nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Studienplanes (§ 17 Abs. 2 lit. d
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz);

c) unbeschadet der Bestimmung des § 2 Abs. 4
die Inskription und den Abschluß der die
Prüfungsfächer umfassenden Lehrveranstal-
tungen;

d) die Approbation der Diplomarbeit.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der zweiten
Diplomprüfung setzt überdies die erfolgreiche Ab-
legung des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung voraus.

(4) Die Bestimmung des § 5 Abs. 3 gilt sinn-
gemäß.

(5) Ordentliche Hörer der Studien nach dem
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen, die im
zweiten Studienabschnitt die Studienrichtung
wechseln, haben bis zur Anmeldung zur kommis-
sionellen Ablegung des ersten Teiles der zweiten
Diplomprüfung und zum zweiten Teil der zwei-
ten Diplomprüfung ihre bisherigen Studien durch
Ablegung der ersten Diplomprüfung in den auf
die neue Studienrichtung (den neuen Studien-
zweig) fehlenden Prüfungsfächern zu ergänzen.
Für nicht im Bundesgesetz über geisteswissen-
schaftliche und naturwissenschaftliche Studien-
richtungen geregelte Studien gilt § 21 Abs. 1
und 5 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes.

Zweite Diplomprüfung

§ 10. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplom-
prüfung sind:

a) Im Studienzweig Betriebsinformatik:
1. Besondere Betriebswirtschaftslehre (Be-

schaffung, Fertigung, Absatz);
2. Numerische Mathematik, Angewandte

Statistik und Verfahrensforschung (Oper-
ations Research);

3. Betriebsinformatik;
4. das Wahlfach gemäß § 7 Abs. 2 lit. a Z. 4;
5. Praktikum Betriebsinformatik;
6. auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß §§ 4 Abs. 3 und 7
Abs. 3 inskribierten Freifächer.

b) Im Studienzweig Verwaltungsinformatik:
1. Theorie der öffentlichen Verwaltung und

öffentlichen Betriebe, Finanz- und Haus-
haltswirtschaft;

2. Verfassungs- und Verwaltungsrecht unter
besonderer Berücksichtigung des Haus-
haltsrechtes der Gebietskörperschaften;

3. Numerische Mathematik, Angewandte
Statistik und Verfahrensforschung (Oper-
ations Research);

4. Verwaltungsinformatik;
5. Praktikum Verwaltungsinformatik;
6. auf Antrag des Kandidaten eines oder

mehrere der gemäß §§ 4 Abs. 3 und 7
Abs. 3 inskribierten Freifächer.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist.
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(3) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
ist nach Wahl des Kandidaten in Form von Teil-
prüfungen vor Einzelprüfern oder als kommis-
sionelle Prüfung vor dem gesamten Prüfungssenat
aus allen Prüfungsfächern der zweiten Diplom-
prüfung abzulegen.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung den Stoff von
mehreren Lehrveranstaltungen, so ist auf Antrag
des Kandidaten die Teilprüfung in den einzelnen
Lehrveranstaltungen entsprechenden Prüfungs-
teilen abzulegen, soweit nicht der Erfolg der
Lehrveranstaltungen nachgewiesen wird (§ 5
Abs. 3). Prüfer sind die Vortragenden oder
Leiter der betreffenden Lehrveranstaltungen.

(5) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommis-
sionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungs-
fächer.

(6) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung
ist als kommissionelle Prüfung vom gesamten
Prüfungssenat abzuhalten und hat zu umfassen:

a) eine Prüfung aus dem Teilgebiet des
Prüfungsfaches, dem das Thema der
Diplomarbeit zuzuordnen ist;

b) eine Prüfung aus einem weiteren Teilgebiet
eines Prüfungsfaches nach Wahl des Kandi-
daten, das als ein Schwerpunkt des ge-
wählten Studienzweiges anzusehen ist.

(7) Die Bestimmungen des § 6 Abs. 5 bis 8
gelten sinngemäß.

(8) Der erste Teil der zweiten Diplomprüfung
besteht aus einer schriftlichen Prüfungsarbeit und
einem mündlichen Prüfungsteil aus jedem Prü-
fungsfach. Die Zulassung zum mündlichen Prü-
fungsteil setzt die positive Beurteilung der vor-
geschriebenen Prüfungsarbeit aus dem betreffen-
den Prüfungsfach voraus. Der Prüfer hat je
nach Art der zu lösenden Aufgabe festzusetzen,
ob diese als Klausur-, Instituts- oder Hausarbeit
anzufertigen ist. Der Zeitraum zwischen dem
schriftlichen und mündlichen Teil hat mindestens
zwei Wochen und höchstens drei Monate zu
betragen.

(9) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung
ist mündlich abzuhalten.

Verleihung des Diplomgrades

§ 11. (1) An die Absolventen des Studienver-
suches Betriebs- und Verwaltungsinformatik ist
der akademische Grad „Magister der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften", lateinische Bezeich-
nung „Magister rerum socialium oeconomicarum-
que", abgekürzt „Mag. rer. soc oec", zu ver-
leihen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist bei der zuständigen akademischen Be-
hörde mittels des in der 4. Durchführungsver-
ordnung zum Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetz vorgesehenen Formulares anzusuchen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
obliegt derjenigen Fakultät, an der die Diplom-
arbeit approbiert wurde. Die Verleihung erfolgt
durch Sponsion in feierlicher Form in Anwesen-
heit des Rektors und des Dekans durch einen
Ordentlichen Hochschulprofessor als Promotor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. Die Urkunden können auf
Beschluß der obersten akademischen Behörde
auch in lateinischer Sprache verfaßt werden. In
der Urkunde sind die absolvierte Studienrichtung
und der absolvierte Studienzweig ersichtlich zu
machen.

(5) Absolventen des Studienversuches Betriebs-
und Verwaltungsinformatik sind zur Erwerbung
des Doktorates der Sozial- und Wirtschafts-
wissenschaften nach Maßgabe der Studienordnung
zur Erwerbung des Doktorates der Sozial- und
Wirtschaftswissenschaften, BGBl. Nr. 85/1968,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 107/
1973 zuzulassen.

Dauer des Studienversuches

§ 12. Der Studienversuch Betriebs- und Ver-
waltungsinformatik ist in den Studienjahren
1975/76 bis 1978/79 sowie im Wintersemester
1979/80 durchzuführen.

Firnberg


